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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11‚ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 20, März 1980 in Berlin

für Recht erkannte

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 23° März 1979 wird
zurückgewiesen°

Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu erstatten.
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Streitig ist die Höhe von Ubergangsgeld für die Dauer einer

Umschulung von März 1977 bis September 1978.

Die Beklagte berechnete das_Ubergangsgeld aufgrund des

Arbeitsverdienstes für den Monat Februar 1977 (Bescheid

vom 11° März 1977). Im November 1977 beantragte der Kläger,
ein ihm auf vertraglicher Grundlage gezahltes 13° Monats-

gehalt und ein in Höhe von AS % gezahltes Urlaubsgeld an—
teilig (dh zu einem Zwölftel des Jahresbetrages) zu berück-

sichtigen" Die Beklagte lehnte aufgrund sachlicner Prüfung

den Antrag ab (Bescheid vom 3, März 1978)°

Die hiergegen erhobene Klage blieb in beiden Vorinstanzen

ohne Erfolg (Urteil des Sozialgerichts —SGJ vom 29. August

1978; Urteil des Landessozialgerichts “LSG— vom 23. März

1979)° Das LSGhat den Februar 1977 als letzten abgerechne—
ten Monat angesehen und meint, die Beklagte habe das Uber—

gangsgeld zu Recht in Höhe des in diesem Monat erzielten

Nettoentgelts gezahlt und bei dessen Berechnung die Weih-

nachtsgratifikation und das Urlaubsgeld nicht anteil»
mäßig einbezogen° Diese Leistungen seien nicht laufend

monatlich, sondern je einmal im Kalenderjahr gezahlt wor-
den„ Beide Leistungen seien im maßgeblichen Abrechnungs—

monat Februar 1977 nicht ausgezahlt werden° Sie seien daher

nicht im Sinne des 5 182 Abs 5 Reichsversicherungsordnung
(RVG) "erzielt"° Auch wenn eine oder beide der genannten
Leistungen im maßgeblichenAbrechnungsmonatFebruar 1977
dem Kläger gezahlt worden wären, würden sie nicht als

Teil des Regellohns zu beurteilen sein, weil sie einmalige

Zuwendungen seien, um die das Arbeitsentgelt zu vermindern

sei. Dem nicht veröffentlichten Urteil des Bundessozial-
gerichts (BSG) vom 11. Februar 1976 — 7 RAr 71/7ü -, dem
der Kläger seine gegenteilige Auffassung entnehme9 habe der
Senat nicht zu folgen vermocht.
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Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger Ver-

letzung des 5 182 der Reichsversicherungsordnung (RVG). Die
beiden streitigen Zahlungen hätten dem Kläger jährlich regel-

mäßig zugestanden und seien deshalb in die normale Lebens-

führung eingeplant gewesen. Es handele sich damit nicht um

einmalige Zuwendungen, die zu einer zufällig überhöhten Zahlung

geführt hätten. Derartige feste Jahresbeträge seien auf die

einzelnen Monate zu verteilen in der Weise, daß sie in Jedem

Monat zu einem Zwölftel als erzielt anzusehen seien.

Der Kläger beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die Beklagte

unter Aufhebung des Bescheides vom 3. März 1978 zu verur-
teilen, bei der Berechnung des an den Kläger zu zahlenden

Ubergangsgeldes das 15. Monatsgehalt und das Urlaubsgeld
anteilmäßig zu berücksichtigen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie weist zusätzlich darauf hin, daß die im Gesetz vorge-
schriebene Berechnung des Ubergangsgeldes von dem letzten
"abgerechneten Lohnabrechnungszeitraum" ausgehe, so daß

nur das gezahlte und abgerechnete Entgelt. nicht aber ein
fiktives Entgelt maßgebend sein könne. Das vom Kläger an-
gezogene Urteil des BSG betreffe Leistungen nach dem Arbeits-
förderungsgesetz in der vor dem Inkrafttreten des Réhabili—

'tations-Angleichungsgesetzes (RehawAnglG) geltenden Fassung
und könne auch nicht vergleichsweise herangezogen werden.

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche
Verhandlung zugestimmt.
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Die Revision hatte keinen Erfolg°

1. Die K1age richtet sich gegen den Bescheid vom 3° März

1978 und gemäß5 96 des Sozialgerichtsgeset2es (SSG)

gegen den Bescheid vom 100 August 1978, mit dem die

Beklagte das Ubergangsgeld für die Zeit ab 1„ März
1978 aufgrund der jährlich vorzunehmenden Anpassung

neu festgesetzt hat°

Das LSG hat den Bescheid vom 5° März 1978 zu Recht

voll überprüft und nicht als Ablehnung einer Zu-

gunstenregelung aufgefaßt. Die Beklagte hat in diesem

Bescheid über den Antrag auf höheres Ubergangsgeld

sachlich entschieden9 ohne sich auf eine Bindungswir=

kung des Bescheides vom 11„ März 1977 zu beziehen9 der

zudem, da er keine Rechtsmittelbelehrung enthielt„

nicht bindend war, als der Kläger in November 1977

höheres Ubergangsgeld begehrte°

Dem LSG ist auch darin zuzustimmen, daß die Beklagte

das Ubergangsgeld nach Maßgabe des 5 18 Abs 1 des Ange—
stelltenversicherungsgesetzes "AVG“ (idF des Einkommen-

steuerreformgesetzes vom 21° Dezember 197u) iVm 5 182

Abs # und 5 RVG idF des Reha—AnglG zutreffend berechnet

hat° Nach diesen Vorschriften beträgt das Ubergangsgeld

80 vH des wegen der Arbeitsunfähigkeit (Rehabilitation)
entgangenen regelmäßigen Entgelte (Regellohnä und darf

das entgangene regelmäßige Nettoarbeitsentgelt nicht über“

steigen° Als Regellchn gilt nach & 182 Abs 5 Satz 3, saw
fern wie im Falle des Klägers das Entgelt nach Monaten be-

messen ist, der 30° Teil des in dem letzten vor Beginn der

Arbeitsunfähigkeit abgerechneten Kalendermonat erziel—
ten und um einmalige Zuwendung verminderten Entgelts°
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Bei der Berechnung des im Februar 1977 erzielten Bruttoent—

gelts und des aus dem Bruttoenigelt durch Verminderung um

die gesetzlichen Abzüge zu ermittelnden Nettoentgelts (vgl

Urteile des &. Senats vom 23. März 1977 —& RJ 177/75 - und

vom 28. November 1978 - & RJ 78/76 «; Urteil des 11° Senats

vom 10. Mai 1977 - 11 RA 110/76 _; Urteil des 1„ Senats vom
50. Mai 1978 m 1 RA 61/77 - und Urteil des 3° Senats vom
250 Juli 1979 - 3 RK 74/78 -) hat das LSG im Ergebnis zu Recht

das 1}. Gehalt und das Urlaubsgeld unberücksichtigt gelassen,

ohne zu klären, ob auf diese Leistungen ein Rechtsanspruch

bestand, ob Höhe und Fälligkeit von vornherein feststanden

und ob sie in der Weise Bestandteile des festen Jahresgehaltes

bildeten, daß bei vorzeitigem Ausscheiden ein Anspruch auf

anteilige Zahlung bestand.

Der Ansicht des LSG, 13„ Monatsgehalt und Urlaubsgeld seien

auch dann als einmalige Zuwendung unberücksichtigt zu lassen,

wenn vorgenannte Voraussetzungen vorlägen° vermochte der Senat

nicht zu folgen‚ Das LSG meint zu Unrecht„ bei dem vom Kläger

für die Gegenansicht angeführten Urteil des BSG vom 11. Feb-

ruar 1976 -'7 RAr 71/74 —handele es sich um eine vereinzelte

— unveröffentlichte „ Entscheidung9 die zudem nicht 5 182 RVG,

sondern die 55 44, 212 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)
betreffe und sich auf ältere Rechtsprechung zu 5 160 Abs 3

RVO berufe, der inzwischen aufgehoben sei°

Der 5 160 Abs 5 RVO aF‚ der für die Bereennung der Beiträge
einmalige Zuwendungen.soweit sie als Entgelt anzusehen sind,

dem Zeitabschnitt zuordnet, in dem sie gewährt werden sind,

ist zwar inzwischen aufgehoben werden° Nach der Neuregelung

(@ 1h SGB & iVm 5 b der Arbeitsentgeltverordnung? werden
ÄÄEmalige Einnahmen dem Lohnzahlungszeitraum zugerechnet, in
dem sie gewährt werden. Die Abgrenzung zwischen laufenden
Bezügen und einmaliger Zuwendung behält also auch für das

neue Beitragsrecht ihre Bedeutung' Damit hat die Aufhebung
des 5 160 Abs } RVO der Absicht des 7° Senafs, die Begriffe
des (laufenden) Bruttoentgelts und der einmaligen Zuwendung
im Beitragsrecht und im Leistungsrecht einheitlich auszulegen‚
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wie dies auch der Rechtsprechung des 3„ Senats ent5pricht

(BSGE 29, 105, 106), keineswegs die Grundlage entzogen°

Auch handelt es sich nicht um eine vereinzelte Entscheidung;

vielmehr hat der 7° Senat diese Rechtsprechnung mit Urteilen

vom 10, Oktober 1978 - 7 RAr 57/77 « und vom 7° August 1979

—? RAr4$2/78
- fortgesetzt„ Es handelt sich damit um eine

ständige Rechtsprechnung mehrerer Senate des BSG (vgl zur
älteren Rechtsprechung die Urteile des 3‚ Senats BSGE 16, 91;

22, 162; 26, 68; 29, 105)° Der Senat sieht keine Veran-
lassung, von dieser Rechtsprechung abzuweichen, zumal sich

das LSG mit ihr nicht auseinandergesetzt und keine Gegen-

gründe angeführt hat,

Damit stellt sich die Frage, ob derartige Sonderzahlungen

(jeweils unter den vorgenannten Voraussetzungen) ohne Rück»
sicht auf ihr Zufließen jeder Lohnperiode anteilmäßig (bei

jährlicher Zahlung und Monatsgehalt also jeweils mit einem
Zwölftel) zuzuordnen sind9 oder aber nur der Lohnperiode‚

in der sie zugeilossen sind, dann aber nicht nur mit einem
Zwölftel sondern in voller Höhe°

Diese Frage hat das LSG zutreffend dahin beantwortet„ daß

derartige Sonderzahlungen nur, wenn sie im Bemessungszeitu

raum zugeilossen sind, einen Teil des Bruttcentgelts dar-
stellen.

Der Senat verkennt nicht, daß diese Rechtsansisht zu Zufalls-

ergebnissen führt9 die insbesondere bei längerdauernder
Leistungsgewährung fragwürdig sind und bei einer anteilmäßigen

Berücksichtigung (bezogen auf jährliche Zuwendungen und Mo-
natsgehälter Zwölftelungsprinzip genannt} vermieden würden°
Das Zwölftelungsprinzip findet indes im Gesetz keine Stütze°

Die für das Beitragsrecht gefundene Lösung {für die Höhe der

Beiträge wird die Sonderzahlung fiktiv gleichmäßig auf die
Lohnzahlungszeiträume verteilt9 für die Fälligkeit bleibt
allein der Zeitpunkt des Zuflusses maßgebend) kann in dieser
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Weise nicht auf das Leistungsrecht übertragen werden; denn bei

dem Zwölftelungsprinzip bleibt der Zeitpunkt des Zuflusses

völlig bedeutungsloso Das ist mit Wortlaut und Sinn des 5 182

Abs 5 RVG, der auf den im Bemessungszeitraum "erzielten" Ent-

gelt abstellt, nicht zu vereinbaren„

Dabei hat der Senat berücksichtigt, daß die bisherige Recht-

sprechung des BSG auch in anderem Zusammenhang an diese Voraus-

setzung strenge Anforderungen gestellt hat° So hat der 7.

Senat vermögenswirksame Leistungen des Arbeitsgebers bei der

Berechnung des Unterhaltsgelds nach @ äh AFG nicht berücksich—

tigt, da sie im Bemessungszeitraum nicht in dem Sinne "erzielt"

seien, daß der Arbeitnehmer die Verfügungsgewalt erhalten habe

(SozR 4100 5 44 Nr 10), Entsprechend haben zum Begriff des
erzielten Nettoarbeitsentgelts der 4° Senat mit Urteil vom
23° März 1977 und ihm folgend der erkennende Senat mit Urteil

vom 10° Mai 1977 allein auf den im Bemessungszeitraum tat—

sächlich ausgezahlten Betrag abgestellt und die spätere Ent-

wicklung, insbesondere den Erstat ungebetrag aus dem Lohn-
steuerjahresausgleich und nicht in die Steuerkarte eingetrage-

ne Freibeträge als unbeachtlich ange3ehen (vgl SozR 2200
@ 1241 Nrn 3 und h)„ Dem folgend hat der 1„ Senat eine bei der

Lohnabrechnung für den Bemessungszeitraum noch nj.cht berück—
sichtigte rückwirkende Lohnerhöhung für unbeatzhrlich erklärt

(Urteil vom 50„ Mai 1978, SozR 2200 5 124. Nr 9)„ Mit dieser

Rechtsprechung wäre es nicht zu vereinbaren, bei den Sender—

zahl ungen dem Zeitpunkt des Zuflusses keine Bedeutung zuzu—

messen, zumal auch das
3%;35ää3ä6

Netfoarbeitsentge!t nur
auf der Grundlage der tatsäch-lichen Abzüge im abgerechn.eten

1Lohnzeitraum ermittelt werden kann, bei e1nér 7wo‘£*élu■é%
müßen insoweit £iktive Abzüge e1re1hne’ werden„

Das vom LSG als entgegenstehend bezeichnete Urteil des
7c Senats vom 119 Februar 1976 — 7 RAr 71/7ü — und das weitere
Urteil dieses Senats zu einem vergle1chbaren Sachverhalt vom
gleichen Tage — 7 RAr 72/74 — (BB 1976, “66 = AUB 1976, 219)

nötigen nicht zur Anrufung des Großen Senats° Denn der 7„ Senat
hat in diesen beiden Urteilen zu der Frage Zwölftelungsprinzip

- 8 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 -

oder Anrechnung in voller Höhe im Monat des ZUflusses, überhaupt

nicht Stellung genommen, sondern nur$eprüft ob die dortigen

Sonderzahlungen als einmalige Zuwendung unberücksichtigt blei-

ben müßten. Ob sich diese beiden Urteile, in denen der 7. Senat

die Berechnung des LSG bestätigt hat, damit gleichwohl still-

schweigend für das Zwölftelungsprinzip ausgesprochen haben,

bedarf keiner Erörterung. Denn der 7. Senat hat mit Urteil

vom 10. Oktober 1978 - 7 RAr 57/77 —sich eindeutig für die
Ansicht ausgesprochen, daß derartige Sonderzahlungen nur bei

Auszahlung im Bemessungszeitraum und dann in voller Höhe zu
berücksichtigen sind. Dabei hat der 7. Senat seinen beiden
vorgenannten Urteilen anscheinend keinen entgegenstehenden

Rechtssatz entnommen, da er sich anderenfalls mit diesen Ur-

teilen auseinandergesetzt hätte.

Da beide Sonderzahlungen nach den unangegriffenen Feststel-

lungen des LSG im Bemessungszeitraum nicht zugeflossen sind,

war die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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